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Die Energiewende – eine systematische Dekarbonisierung des 
Energiesystems durch den zunehmenden Einsatz erneuerba-
rer Energien bei signifikanter Steigerung der Energieeffizienz 
mit dem Ziel einer nachhaltigen, klimaverträglichen Energie-
versorgung bei gleichzeitigem Ausstieg aus der Nutzung der 
Kernenergie – bedeutet eine umfassende Transformation des 
Energieversorgungssystems. Das Land Baden-Württemberg 
verfolgt dabei ehrgeizige Ziele: im Jahr 2020 sollen 38 % der 
Bruttostromerzeugung aus erneuerbaren Energien bereit ge-
stellt sowie der Energiebedarf deutlich gesenkt werden, um 
die Treibhausgasemissionen verglichen mit 1990 um 25 % zu 
reduzieren. Dabei ist auch weiterhin eine sichere und wirt-
schaftliche Energieversorgung zu gewährleisten.

Baden-Württemberg ist durch die Energiewende besonders 
betroffen, denn im Jahr 2012 wurden noch rund 37 % des im 
Land erzeugten Stroms aus Kernenergie bereitgestellt. Gleich-
zeitig ist das Land als leistungsfähiger Wirtschafts- und Indus-
triestandort in besonderem Maße auf eine stabile Energiever-
sorgung angewiesen. 

Die Komplexität des Umbaus der Energieversorgung macht 
es erforderlich, die maßgeblichen Entwicklungen in der Ener-
giepolitik ebenso wie in der Energiewirtschaft zu beobachten 
und kritisch zu hinterfragen, um den Prozess der Energiewen-
de lenken und gestalten zu können.

Das Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft 
Baden-Württemberg hat daher das Zentrum für Sonnenener-
gie- und Wasserstoff-Forschung Baden-Württemberg (ZSW) 
mit einem Monitoring der Energiewende in Baden-Württem-
berg beauftragt. Ziel ist es, Umsetzung und Auswirkungen 
der Energiewende in Baden-Württemberg zu analysieren, um 
mögliche Fehlentwicklungen zeitnah zu erkennen und Hand-
lungsoptionen aufzuzeigen. 

Die Hauptaussagen des Berichts lassen sich wie folgt zusam-
men fassen:

auswirKungen der energiewende auf die 

versorgungs sicherheit

In den nächsten Jahren ist keine Verschlechterung der Versor-
gungssicherheit zu erwarten. Die auf Bundesebene seit 2012 
geltenden gesetzlichen Regelungen schließen unangekündigte 
Kraftwerksstilllegungen aus und die Stilllegung von Kraftwer-
ken ist nur zulässig, wenn hierdurch die Systemstabilität nicht 
gefährdet wird. Den Analysen der Bundesnetzagentur zufolge 
kann sowohl kurz- als auch mittelfristig die Systemstabilität 
über die Kontrahierung von Reservekraftwerkskapazitäten ge-
währleistet werden. 

In der Mittelfristperspektive sind konventionelle Kraftwerks-
kapazitäten im Leistungsbereich > 10 MW in Planung und 
Bau, die trotz weiterer Stilllegungen bis 2018 einen Kapazi-
tätszuwachs in Baden-Württemberg in Höhe von 727 MW be-
wirken. Zudem sind weitere Kapazitäten im Leistungssegment 
bis 10 MW durch den Ausbau von Kraft-Wärme-Kopplungs-
anlagen zu erwarten. Nicht zuletzt ist mit dem Ausbau der 
erneuerbaren Energien ein deutlicher Leistungszuwachs ver-
bunden, wobei auch die gesicherte Leistung aus erneuerbaren 
Energien bis 2020 um rund 700 MW steigen wird.

Kapazitätsseitig liegen somit zumindest bis 2020 keine An-
haltspunkte dafür vor, dass eine Verschlechterung der Versor-
gungssituation im Land eintreten wird. Einen starken Einfluss 
auf die Versorgungssicherheit haben neben der Sicherung der 
erforderlichen Kapazitäten im Land jedoch insbesondere der 
Fortschritt beim Netzausbau, die Verfügbarkeit von Flexibili-
tätsoptionen sowie die Entwicklung von Energiesystem und 
-markt auf bundesdeutscher und europäischer Ebene.

flexibilitätsoptionen iM KraftwerKsparK

In Baden-Württemberg sind Pumpspeicherkapazitäten in 
Höhe von 1,9 GW verfügbar. Weitere Pumpspeicherkapazitä-
ten mit einer Leistung von 1,6 GW sind in Planung, wobei de-
ren Realisierung unter den derzeitigen energiewirtschaftlichen 
Randbedingungen offen ist. Daneben laufen zahlreiche Pilot-
vorhaben zur Erprobung neuer Speichertechnologien. Zudem 
ist im Bereich des Lastmanagements Potenzial zur Flexibilisie-
rung der Nachfrage vorhanden. Im Rahmen von Pilotvorhaben 
sollen hier vertiefte Kenntnisse erworben werden.
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erneuerbare energien

Der Anteil der erneuerbaren Energien an der Bruttostromer-
zeugung betrug 2012 ersten Schätzungen zufolge 22 bis 23 %, 
die Photovoltaik trägt hierzu mehr als 7 Prozentpunkte bei. 
Zwar war im Bereich der Windenergienutzung 2012 mit 16 
MW (netto) nur ein geringer Leistungszubau zu verzeichnen, 
erste Anzeichen sprechen jedoch für eine deutlich zunehmen-
de Ausbaudynamik in naher Zukunft.

Auch im Wärmebereich steigt der Anteil der erneuerbaren 
Energien. Im Jahr 2012 wurde ein Anteil von rund 11 % des 
gesamten Endenergieverbrauchs zur Wärmebereitstellung aus 
erneuerbaren Energien, insbesondere aus der Nutzung von 
Biomasse, gedeckt.

rücKgang des endenergieverbrauchs

Vorläufige Zahlen für das Jahr 2011 zeigen einen deutlichen 
Rückgang des Endenergieverbrauchs im Sektor Haushalte 
und Kleinverbraucher um 9,2 % im Vergleich zum Jahr 2010. 
Während der Endenergieverbrauch der Industrie auf einem 
ähnlichen Niveau wie in 2010 verharrte, war im Verkehrssektor 
eine Erhöhung um 3,1 % zu verzeichnen. Insgesamt ging der 
Endenergieverbrauch in 2011 um 3,6 % zurück. 

zusaMMenspiel von erzeugung und 

verbrauch iM stroMseKtor 

In 2012 konnte der Zuwachs der erneuerbaren Stromerzeu-
gung den Rückgang der konventionellen Erzeugung weit-
gehend ausgleichen. Die Bruttostromerzeugung aus baden-
württembergischen Anlagen betrug nach ersten Schätzungen 
insgesamt knapp 59 TWh, der Bruttostromverbrauch lag auch 
auf Vorjahresniveau bei rund 79 TWh. Der Stromimportanteil 
belief sich somit 2012 ähnlich wie im Vorjahr auf knapp 25 %.  

entwicKlung der infrastruKtur – ausbau-

stand der übertragungs- und verteilnet-

ze iM stroMbereich

Der im Netzentwicklungsplan (NEP) 2013 für Baden-Würt-
temberg als erforderlich angesehene Ausbau des Startnetzes 
schreitet voran. Die Verzögerungsrisiken scheinen diesbezüg-
lich beherrschbar. Die weiteren Ausbauvorhaben gemäß NEP 
2013 und Bundesbedarfsplangesetz sind zeitnah anzugehen. 
Auf Verteilnetzebene gibt es derzeit keine Anzeichen dafür, 

dass das Netz mit dem Ausbau der dezentralen Erzeugungska-
pazitäten nicht Schritt halten könnte. 

Hinsichtlich der Netzqualität liegen nur bundesweite Erhe-
bungen vor. Diese weisen bezüglich der zeitlichen Entwick-
lung der Spannungseinbrüche (< 3 Min.) ebenso wie hin-
sichtlich der Versorgungsunterbrechungen (> 3 Min.) keine 
Auffälligkeiten auf. Eine Verschlechterung im Zusammenhang 
mit der Energiewende ist nicht erkennbar.

entwicKlung der stroMpreise

Der Großhandelsstrompreis wies bereits in 2012 eine deutlich 
fallende Tendenz auf, die sich in 2013 sowohl am Spot- als auch 
am Terminmarkt weiter fortgesetzt hat. Von diesem Preisrück-
gang profitieren jedoch nicht alle Verbraucher gleichermaßen, 
insbesondere weil der Großhandelsstrompreis nur einer von 
vielen Bestandteilen des Endkundenstrompreises der Indus-
trie- und Haushaltskunden ist. Lediglich für die strom intensive 
Industrie stellt der Börsenstrompreis den Hauptbestandteil der 
Stromkosten dar, weil sie weitgehend von den Letztverbrau-
cherabgaben befreit ist und ihren Strombedarf direkt an der 
Börse oder mittels Verträgen, die eng an die Entwicklungen 
im Großhandelsmarkt gebunden sind, decken kann. Für diese 
Kundengruppe sind die Strompreise demnach gesunken. Für 
nicht-privilegierte Industriekunden blieb 2012 der Endkun-
denpreis weitgehend stabil, stieg in 2013 jedoch wieder deut-
lich. Für Haushaltskunden erhöhte sich der Strompreis in den 
vergangenen Jahren ebenfalls deutlich. Trotz der zum 15. Ok-
tober 2013 bekannt gegebenen erneuten Steigerung der EEG-
Umlage zum 01. Januar 2014 ist insgesamt für das kommende 
Jahr nur von moderaten Preissteigerungen auszugehen, wenn 
der Rückgang der Großhandelsstrompreise entsprechend an 
die Verbraucher weitergegeben wird. 

entwicKlung der arbeitsplätze iM bereich 

der erneuerbaren energien

Im Jahr 2012 waren in Baden-Württemberg rund 41.000 Ar-
beitsplätze direkt oder indirekt dem Bereich der erneuerbaren 
Energien zuzurechnen. Damit hat sich die Bruttobeschäfti-
gung ausgehend von rund 20.000 Arbeitsplätzen im Jahr 2008 
mehr als verdoppelt. Im Vergleich zum Vorjahr war bedingt 
durch die Marktentwicklung bei der Photovoltaik ein leichter 
Rückgang der Beschäftigung (ca. 4 %) zu verzeichnen.
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Mit dem Energiekonzept vom September 2010 und den ener-
giepolitischen Beschlüssen vom Juni 2011 hat die Bundes-
regierung in Deutschland in einem breiten politischen und 
gesellschaftlichen Konsens den Weg zur Energie der Zukunft 
eingeschlagen und die Transformation des Energiesystems ein-
geleitet. Der Ausstieg aus der Nutzung der Kernenergie bis 
Ende 2022 und der weitere Ausbau der erneuerbaren Energien 
sind die tragenden Säulen des Umbaus der Energieversorgung. 
Im Zuge der Transformation des Energiesystems besteht die 
Herausforderung darin, das Versorgungssicherheitsniveau zu 
erhalten und die Wirtschaftlichkeit der Energieversorgung 
weiterhin zu gewährleisten.

Die Energiewende hat zur Folge, dass in vielen Bereichen 
neue Wege beschritten und vorhandene Strukturen weiter-
entwickelt werden müssen. Zur Begleitung, Lenkung und 
Gestaltung dieses Prozesses ist ein sorgfältiges Monitoring 
der energiewirtschaftlichen und -politischen Entwicklungen 
und Rahmenbedingungen notwendig. Aus diesem Grund hat 
die Bundesregierung im Herbst 2011 den Monitoring-Prozess 
„Energie der Zukunft“ gestartet. In diesem Prozess werden die 
Umsetzung der Maßnahmen des Energiekonzeptes und die 
Fortschritte bei der Zielerreichung mit Blick auf eine sichere, 
wirtschaftliche und umweltverträgliche Energieversorgung re-
gelmäßig überprüft [1].  

Das Land Baden-Württemberg hat sich bei der Energiewende 
ehrgeizige Ziele gesetzt. Im Jahr 2020 soll 38 % der Bruttostrom-
erzeugung aus erneuerbaren Energien bereit gestellt werden [2], 
was einen wesentlichen Beitrag zur Reduktion des Ausstoßes 
von Treibhausgasen bis 2020 gegenüber 1990 um 25 % [3] leis-
ten soll.  

Mit dem vorliegenden ersten Statusbericht, der zukünftig 
jährlich vorgelegt werden soll, werden Umsetzung und Wir-
kungen der Energiewende in Baden-Württemberg in einer 
Gesamtschau erfasst und bewertet. Einen Schwerpunkt des 
Statusberichts bildet der Aspekt der Versorgungssicherheit im 
Stromsektor. Für Baden-Württemberg ist dieser von besonde-
rer Bedeutung, da die Stromerzeugung im Land durch den Be-
schluss zum Ausstieg aus der Kernenergie und die damit ver-
bundene unmittelbare Stilllegung der beiden Kernkraftwerke 
Neckarwestheim I und Philippsburg 1 besonders betroffen 
ist. Gleichzeitig ist Baden-Württemberg als leistungsfähiger 
Wirtschafts- und Industriestandort in besonderem Maße auf 
eine sichere und stabile Energieversorgung angewiesen. Ziel 
des Berichts ist es daher, den aktuellen Stand der Versorgung 
in Baden-Württemberg darzustellen und die zukünftigen 
Entwicklungen zu skizzieren, um eine Bewertung möglicher 
Risiken zu erleichtern und entsprechenden Handlungsbedarf 
aufzuzeigen. Daneben dokumentiert der Bericht den laufen-
den Entwicklungsprozess im Bereich der Infrastrukturen, der 
einerseits die Energiewende flankiert und dessen Fortschritt 
wiederum essentiell für die Sicherung der Versorgung ist. 

Neben der Transformation des Energiesystems auf der Bereit-
stellungsseite erfordert die Energiewende auch eine deutliche 
Reduktion des Energieverbrauchs und eine erhebliche Steige-
rung der Energieeffizienz. Der Bericht greift daher auch die 
Entwicklung des Endenergieverbrauchs in Baden-Württem-
berg auf und zeigt darüber hinaus die Entwicklung der Ener-
giepreise und -kosten auf, der sich die Verbraucher gegenüber 
sehen. Als weiterer ökonomischer Aspekt wird die Entwick-
lung der Arbeitsplätze im Bereich der erneuerbaren Energien 
betrachtet.

1Hintergrund
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2.1 Konventioneller KraftwerKsparK – 

Kurz- und MittelfristperspeKtive  

Die auf Bundesebene eingeleitete Energiewende und insbe-
sondere der Beschluss zum endgültigen Ausstieg aus der Nut-
zung der Kernenergie haben maßgeblichen Einfluss auf die 
Situation der Energieversorgung Baden-Württembergs. Denn 
einerseits ist Baden-Württembergs Stromversorgung Teil des 
deutschen und des europäischen Stromversorgungssystems 
und unterliegt damit den wechselseitigen Einflüssen sowohl 
technischer als auch ökonomischer Natur, die aus den Ent-
scheidungen auf EU- und Bundesebene resultieren. 

Andererseits bedeutet der Atomausstieg für Baden-Württem-
berg ganz konkret die unmittelbare Abschaltung der Reak-

torblöcke Neckarwestheim I und Philippsburg 1 und somit 
bereits im März 2011 die Reduktion der konventionellen Er-
zeugungsleistung (inklusive Anlagen mit einer Leistung < 10 
MWe) in Baden-Württemberg von rund 12,9 GW auf 11,1 GW. 
Im Jahr 2012 stieg die konventionelle Kraftwerksleistung ins-
besondere durch den Zubau kleinerer Erzeugungseinheiten 
wieder leicht auf 11,2 GW an. Die im Rahmen der bis 2018 rei-
chenden Kraftwerksliste der Bundesnetzagentur (BNetzA) ge-
planten Kraftwerkszu- und -rückbauten weisen einen Netto-
zuwachs von 727 MW an konventioneller Kraftwerksleistung 
aus, so dass absehbar das Risiko von Systemstörungen sinken 
wird. [4, 5] Eine jahresscharfe Darstellung der von der BNetzA 
in der Kraftwerksliste geführten Zubauten und Stilllegungen 
bis einschließlich 2018 zeigt Abbildung 1.

abbildung 1: entwicklung des konventionellen Kraftwerksparks (> 10 Mw) in baden-württemberg bis 2018.

Quelle: bnetza – Kraftwerksliste stand 22.7.2013

2Auswirkungen der Energiewende
auf die Erzeugerseite
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Mit der endgültigen Stilllegung des Kernkraftwerks Philipps-
burg 2 Ende 2019, wie im 13. Gesetz zur Änderung des Atom-
gesetzes (13. AtGÄndG) vom 31. Juli 2011 festgelegt, reduziert 
sich die Erzeugungsleistung in Baden-Württemberg erneut um 
1,3 GW. Damit könnte das Risiko erneut ansteigen, wenn kei-
ne Kompensation über Kraftwerksneubauten oder den Ein-
satz von Flexibilitätsoptionen erfolgt.   

Kurzfristig ist die Versorgungssicherheit nicht gefährdet: Sei-
tens der Bundesnetzagentur wird zur Wahrung der Systemsta-
bilität auch in extremen Belastungssituationen auf Basis der 
jährlichen Leistungsbilanz der Übertragungsnetzbetreiber die 
Kontrahierung entsprechender Reservekraftwerkskapazitäten 
angewiesen. Nachdem im Winter 2011/2012 die Reservekapa-
zität von 1,645 GW im Februar 2012 nur knapp zur System-
stabilisierung ausreichte, wurde für den Winter 2012/2013 eine 
Reservekapazität im süddeutschen Raum von rund 2,6 GW 
kontrahiert. Für den Winter 2013/2014 hat die Bundesnetzagen-
tur auf Basis der Szenarioanalysen der Übertragungsnetzbetrei-
ber einen Bedarf an Erzeugungskapazität in Höhe von 2,54 GW 
für die Netzreserve identifiziert. Dies entspricht der im Winter 
2012/2013 kontrahierten Reservekraftwerksleistung [6]. 

Eine weitere Erhöhung ist für den kommenden Winter nicht 
erforderlich. Mittelfristig wird jedoch ein größerer Bedarf an 
Reservekapazität erforderlich werden, wie die Analysen für 
den Winter 2015/2016 ergeben. Die weitere Verschiebung der 
Erzeugungsschwerpunkte nach Norden sowie die Abschal-
tung des Kernkraftwerks Grafenrheinfeld (Bayern) zum Ende 
des Jahres 2015 bewirken einen Bedarf an konventioneller 
Reservekraftwerksleistung für den Winter 2015/2016 von 4,8 
GW, was nahezu einer Verdopplung des heutigen Bedarfs ent-
spricht [7]. In dieser Kalkulation wurde bereits eine verzögerte 
Fertigstellung von Netzausbauvorhaben insbesondere der Süd-
West-Kuppelleitung unterstellt, so dass es sich bei dem ausge-
wiesenen Bedarf um einen Maximalwert handelt. Werden die 
Netzausbauvorhaben planmäßig umgesetzt, kann der Reserve-
kraftwerksbedarf im Winter 2015/2016 auch geringer ausfallen. 

Die BNetzA geht davon aus, dass die für den kommenden 

Winter beschaffte oder noch zu beschaffende Netzreser-
ve auch für den Winter 2015/2016 kontrahierbar sein wird. 
Ebenso werden die bis 2016 von einer Stilllegung bedrohten 
süddeutschen Kraftwerke in die Netzreserve überführt. Von 
den ausgewiesenen 4,8 GW Netzreservebedarf können damit 
bereits heute ca. 3,5 GW als verfügbar angenommen werden. 
Nach Einschätzung der BNetzA kann auch der darüber hin-
ausgehende Bedarf gedeckt werden [7]. 

Mögliche Risiken für die Versorgungssicherheit, die durch die 
unerwartete Stilllegung von Bestandskraftwerken entstehen 
könnten, wurden durch die Änderung des Energiewirtschafts-
gesetzes (EnWG) vom 21. Dezember 2012 und die zugehörige 
Reservekraftwerksverordnung (ResKV) vom 27. Juni 2013 auf 
Bundesebene auf ein Minimum reduziert, denn Kraftwerksbe-
treiber müssen seither die Stilllegung ihrer Erzeugungseinhei-
ten mit einem Vorlauf von mindestens zwölf Monaten beim 
Übertragungsnetzbetreiber und bei der Bundesnetzagentur 
anzeigen. Handelt es sich um systemrelevante Kraftwerke, d.h. 
Kraftwerke, die zur Wahrung der Systemstabilität zwingend 
erforderlich sind, ist die Stilllegung verboten, soweit die Bun-
desnetzagentur die Systemrelevanz bestätigt. Die Kraftwerke 
müssen gegen Entschädigung weiterhin zumindest in betriebs-
fähigem Zustand gehalten werden, um im Bedarfsfall einge-
setzt werden zu können. Diese Regelung schafft zusammen 
mit der Reservekraftwerksverordnung eine deutlich höhere 
Transparenz und Verlässlichkeit mit Blick auf die kurzfristige 
Entwicklung des konventionellen Kraftwerksparks. Die Rege-
lung ist als Übergangsregelung konzipiert und daher bis 2017 
befristet. Sie flankiert den Transformationsprozess der Strom-
märkte, ohne diese in ihrer Funktionsfähigkeit zu beeinflussen. 

Dieser Regelung entsprechend hat die EnBW AG die Stillle-
gung mehrerer Kraftwerksblöcke bei der BNetzA angezeigt. 
Die EnBW AG beabsichtigt, im Kraftwerk Marbach zwei 
Kraftwerksblöcke mit einer Gesamtleistung von 424,4 MW 
(Mineralöl) und im Kraftwerk Walheim zwei Kraftwerks-
blöcke mit einer Gesamtleistung von 244 MW (Steinkohle) 
endgültig stillzulegen, da ein ökonomischer Betrieb der Kraft-
werke unter den derzeitigen Marktbedingungen nicht mehr 
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gegeben sei. Diese potenziellen Kraftwerksstilllegungen sind 
in Abbildung 1 noch nicht vollständig enthalten1, da bislang 
keine Genehmigung erfolgt ist und die Kraftwerke daher noch 
nicht in der Zu- und Rückbausstatistik der BNetzA [5] geführt 
werden. Würde die Bundesnetzagentur diese Kraftwerke als 
nicht-systemrelevant einstufen, dürften sie nach Ablauf von 12 
Monaten stillgelegt werden. Dies würde eine zusätzliche Re-
duktion der konventionellen Erzeugungsleistung im Jahr 2014 
bzw. 2015 um bis zu 668 MW bedeuten. Darüber hinaus ist 
die EnBW AG mit der BNetzA im Gespräch bezüglich einer 
vorübergehenden Stilllegung des Gas- und Dampfkraftwerks 
RDK4 in Karlsruhe, da es derzeit aufgrund der Wettbewerbs-
situation im Strommarkt kaum zum Einsatz kommt und somit 
nach Aussage der EnBW AG nicht wirtschaftlich betrieben 
werden kann. Die BNetzA bringt jedoch in ihrer „Feststel-
lung des Reservekraftwerksbedarfs für den Winter 2013/14“ 
sehr klar zum Ausdruck, (…) „dass es aus der Perspektive der 
Versorgungssicherheit im Rahmen des rechtlich Möglichen 
unbedingt zu vermeiden ist, dass weitere Kraftwerksleistung 
in Süddeutschland verlustig geht“ (…) [6]. Zudem wird in der 
Feststellung des Reservekraftwerksbedarfs für den Winter 
2015/2016 bereits davon ausgegangen, dass von der Stilllegung 
bedrohte Kraftwerkskapazitäten im süddeutschen Raum in 
die Netzreserve überführt werden [7].      
 
Eine zukünftig wachsende Bedeutung für die Versorgungssi-
cherheit kommt den Gaskraftwerken zu. Derzeit werden in 
Baden-Württemberg 10 Kraftwerke ausschließlich mit Erd-
gas betrieben. Daneben gibt es 15 Kraftwerke, die Erdgas als 
Hauptbrennstoff einsetzen, die jedoch mit mehreren Ener-
gieträgern betrieben werden können. Wie die Situation im 
Winter 2012/2013 eindrücklich zeigte, setzt eine sichere Ver-
sorgung mit Strom auch eine verlässliche Belieferung der Gas-
kraftwerke mit Erdgas voraus, auch im Fall einer möglichen 
Gasknappheit. Der Gesetzgeber auf Bundesebene reagierte 
hierauf und traf mit § 13 c EnWG die Regelung, dass unter 
bestimmten Voraussetzungen die Übertragungsnetzbetreiber 
Gaskraftwerke als systemrelevant ausweisen können. Die De-

klaration der Systemrelevanz ist von der BNetzA zu genehmi-
gen. Sie verpflichtet die Betreiber der Erzeugungsanlagen die 
Erzeugungsleistung entsprechend vertraglich abzusichern. 

Neben der von der BNetzA erfassten (konventionellen) Kraft-
werkskapazität mit Anlagen einer Leistung von mehr als 10 
MW existieren in Baden-Württemberg auch zahlreiche kleine-
re Kraftwerkseinheiten, die dezentral als Kraft-Wärme-Kopp-
lungs-Anlagen sowohl Strom als auch Wärme bereitstellen. Der 
überwiegende Teil dieser Anlagen nimmt für den erzeugten 
Strom eine Förderung nach dem Kraft-Wärme-Kopplungsge-
setz (KWKG) in Anspruch und wird aufgrund des Förderan-
trags vom Bundesamt für Ausfuhrkontrolle (BAFA) statistisch 
erfasst. Insbesondere im unteren Leistungsbereich bis 2 MWe 
konnte in den Jahren 2011 und 2012 ein deutliches Wachstum 
erzielt werden (Abbildung 2). Ende 2012 waren beim BAFA 
KWK-Anlagen (< 10 MWe) mit einer Gesamtleistung von 
441 MW erfasst [8]. Die räumliche Verteilung dieser Anlagen 
weist einige Ballungsgebiete mit Großanlagen zur Fernwärme-
bereitstellung auf. Daneben ist klar die dezentrale Verteilung 
insbesondere der KWK-Anlagen kleinerer Leistung zu erken-
nen. Der weitere Ausbau der Kraft-Wärme-Kopplung ist nicht 
nur aus Gründen des Klimaschutzes unerlässlich, der Aufbau 
zusätzlicher Erzeugungskapazität im Land hilft auch die Ver-
sorgungssituation zu verbessern. Ein Treiber für die steigende 
Investitionstätigkeit in Kraft-Wärme-Kopplungs-Anlagen ist 
dabei der steigende Strompreis, insbesondere die Letztver-
braucherabgaben (z.B. EEG-Umlage, Netznutzungsentgelte), 
da die KWK-Anlagen häufig zur Eigenstromerzeugung ein-
gesetzt werden. Da gemäß der geltenden rechtlichen Rah-
menbedingungen für selbstverbrauchten Strom keine Letzt-
verbraucherabgaben zu entrichten sind und für diesen bei 
Inanspruchnahme des KWKG zusätzlich ein Förderzuschlag 
bezahlt wird, ist der Einsatz dezentraler KWK-Anlagen derzeit 
sehr attraktiv. Die starke Abhängigkeit vom Fortbestand der 
aktuellen Eigenverbrauchsprivilegierung ermöglicht jedoch 
keine Aussagen zur mittelfristigen Entwicklung dieses Erzeu-
gungssektors. 

1 Die in der Kraftwerksliste enthaltenen, nicht näher spezifizierten Stilllegungen von Kraftwerkskapazitäten im Bereich mehrere Energieträger im Zeitraum  

 von 2014 bis 2018 dürften diese Stilllegungen teilweise enthalten, da das Kraftwerk Walheim diesem Segment zuzuordnen ist.
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Gerade weil in der mittelfristigen Perspektive bis 2020 die 
Unsicherheiten hinsichtlich der tatsächlichen Realisierung 
geplanter Kraftwerksprojekte ebenso wie die der Stilllegung 
von Bestandskraftwerken wachsen, ist die Beobachtung des 
Planungs- und Realisierungsfortschritts sowie der Entwick-
lung der energiewirtschaftlichen Rahmenbedingungen schon 
heute von hoher Bedeutung. Dabei ist zu berücksichtigen, 
dass durch die Außerbetriebnahme des Kernkraftwerks Phi-
lippsburg 2 bis spätestens Ende 2019 und des Kernkraftwerks 
Neckarwestheim II bis Ende 2022 zusammen rund 2.800 MW 
vom Netz gehen werden. Es ist daher ein weiterer Zubau von 
konventioneller Erzeugungsleistung erforderlich, um das heu-
tige Niveau an Kraftwerkskapazität in Baden-Württemberg zu 
erhalten. Entlastung könnte hier insbesondere der angekün-
digte, mögliche Bau des „Gas- und Dampfturbinen-Kraftwerks 
Oberrhein“ durch das Betreiberkonsortium MiRO/Trianel am 
Standort Karlsruhe mit einer avisierten Leistung von bis zu 
1.200 MW bieten [9]. Bis zur Umsetzung dieses Projekts sind 
jedoch zum einen zunächst die Genehmigungsverfahren zu 
durchlaufen, zum anderen ist die zukünftige Entwicklung der 
energiewirtschaftlichen Randbedingungen letztlich entschei-
dend für Investitionen in neue Stromerzeugungskapazitäten.
 
Die aktuelle bundesweite Marktsituation mit sehr nied-
rigen Großhandelsstrompreisen (siehe auch Abschnitt 
Energiepreise/-kosten) ist wenig geeignet, entsprechende 
Neuinvestitionen anzureizen. Mittelfristig kann es daher erfor-
derlich sein, den Transformationsprozess der Stromerzeugung 
durch entsprechende Maßnahmen zu begleiten, um die Inves-
titionen in systemrelevante neue Kapazitäten sicherzustellen. 
Die oben genannte Anpassung des EnWG ist ein erster Schritt 

auf Bundesebene. Daneben treibt die Landesregierung die 
Debatte um die Einführung eines Kapazitätsmarktes voran, 
mit dem Ziel, verlässliche Rahmenbedingungen zu entwickeln 
und somit Versorgungssicherheit dauerhaft zu gewährleisten.

2.2 flexibilitätsoptionen iM KraftwerKsparK

Ein Teil der wegfallenden Kapazität wird, über den Ausbau der 
Stromübertragungsnetze hinaus, auch durch den dynamischen 
Ausbau der Erzeugungsleistung aus erneuerbaren Energien auf-
gefangen. Der Großteil des für Baden-Württemberg angestreb-
ten Zubaus wird im Bereich der fluktuierenden Erzeugung aus 
Wind- und Solarenergie erfolgen. Naturgemäß ist deren Bei-
trag zur gesicherten Leistung gering (siehe Abschnitt 2.3), kann 
aber durch den ergänzenden Auf- und Ausbau von Speicher-
einheiten deutlich erhöht werden. In Baden-Württemberg sind 
derzeit mehrere Vorhaben zum Aus- bzw. Neubau von Pump-
speicherkraftwerken in der Planung bzw. im Bau. Pumpspei-
cherkraftwerke sind aktuell die einzige technisch voll ausgereif-
te Speichertechnologie und somit zurzeit die kostengünstigste 
Möglichkeit zur Kurzfristspeicherung. Das Pumpspeicherkraft-
werk Atdorf ist mit einer geplanten Leistung von 1.400 MW 
und einem Arbeitsvermögen von 13 GWh das größte laufende 
Vorhaben (geplante Inbetriebnahme 2019). Die tatsächliche 
Umsetzung hängt jedoch – ebenso wie der Ausbau der Kraft-
werkskapazität im konventionellen Bereich – maßgeblich von 
den ökonomischen Randbedingungen im zukünftigen Energie-
markt ab. Daneben gibt es weitere Vorhaben mit einer Leistung 
von insgesamt rund 280 MW und einem Arbeitsvermögen von 
2,3 GWh [10]. Der Zubau dieser Kraftwerke würde die Netz- 
und Systemstabilität verbessern, weshalb die Landesregierung 
deren Realisierung ausdrücklich unterstützt. 

abbildung 2: räumliche verteilung der KwK-leistung (inkl. anlagen > 10 Mwe) in 2012 sowie entwicklung der Kraftwerks-

leistung in Kraft-wärme-Kopplungs-anlagen (< 10 Mwe) in baden-württemberg von 2006 bis 2012. Quelle: bafa 2013
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Neben dem Ausbau der bereits technisch ausgereiften und im 
Einsatz erprobten Pumpspeicherkraftwerke engagieren sich 
sowohl die Bundes- als auch die Landesregierung stark im Be-
reich der Forschung und Entwicklung für neue Speichertech-
nologien und -systeme. So stellt die Bundesregierung im Rah-
men der Forschungsinitiative Energiespeicher Mittel in Höhe 
von 200 Mio. 1 zur Verfügung [11]. Ziel ist die Beschleunigung 
des Entwicklungsfortschritts und damit einhergehend die 
rasche Erschließung von Kostensenkungspotenzialen, auch 
wenn noch kein unmittelbarer Bedarf zur Speicherung größe-
rer Strommengen im deutschen System besteht. Die Techno-
logieentwicklung wird unterstützt, um zu dem Zeitpunkt, an 
dem größere Speichermengen im System erforderlich werden, 
die entsprechenden Technologien zur Verfügung zu haben. 
Insbesondere bei der Langzeitspeicherung von Strom gibt es 
noch erheblichen Forschungsbedarf. Zu nennen ist hier insbe-
sondere das Power-to-Gas-Konzept, in dem aus (Überschuss)
Strom die chemischen Energieträger Wasserstoff bzw. Methan 
erzeugt werden. Die derzeitigen Versuchsanlagen sind jedoch 
noch vergleichsweise klein. Die mit einer elektrischen An-
schlussleistung von 250 kWe und einem potenziellen Output 
von mehr als 10 m³ Erdgassubstitut pro Stunde derzeit größte 
Versuchsanlage dieser Art wird vom Zentrum für Sonnenener-
gie- und Wasserstoff-Forschung Baden-Württemberg in Stutt-
gart betrieben2. Insbesondere die zur Integration von fluktu-
ierend einspeisenden erneuerbaren Energien erforderliche 
intermittierende Betriebsweise wird derzeit erprobt. Da nicht 
nur im Bereich der saisonalen Speicher Entwicklungsbedarf 
besteht, sondern auch bei Kurzzeitspeichern wie Batterien 
noch Potenziale zu heben sind, startete das Bundesumweltmi-
nisterium gemeinsam mit der KfW Bankengruppe am 01. Mai 
2013 ein Programm zur Förderung von Batteriespeichersyste-
men, die in Kombination mit Photovoltaikanlagen betrieben 
werden. Dies soll die Einführung erster kombinierter Photo-
voltaik-/Batterie-Systeme [12] beschleunigen. Zudem sollen 
die geförderten Systeme einen Beitrag zur lokalen Netzent-
lastung erbringen, indem die Mittagsspitze der Photovoltaik-

einspeisung durch Einspeicherung in das Batteriesystem das 
Netz nicht belastet. Über die Inanspruchnahme der Förder-
mittel bzw. die Installation entsprechender Batteriespeicher/
Photovoltaiksysteme liegen aktuell noch keine Daten vor. 
Die konsequente Verfolgung der Zubauaktivitäten in Baden-
Württemberg einerseits, die Beobachtung der tatsächlichen 
Auswirkungen der installierten Batteriesysteme auf das Nie-
derspannungsnetz andererseits sind jedoch von großer Bedeu-
tung, um diese Speicherkapazitäten zukünftig sinnvoll in das 
Energiesystem einzubinden.  
          
Auch die Landesregierung fördert verschiedene Aktivitäten 
zur Entwicklung neuer Speichersysteme im Rahmen des For-
schungsprogramms „Energie, Energiespeichertechnologien“ 
und direkt wie im Fall des Projekts „RedoxWind“, dessen Ziel 
es ist, einen Redox-Flow-Großbatteriespeicher (2 MW / 20 
MWh) zu entwickeln, der direkt an den Gleichspannungszwi-
schenkreis einer Windkraftanlage gekoppelt wird [13]. Die zu-
gehörige Pilotanlage wird aktuell auf dem Gelände des Fraun-
hofer ICT in Pfinztal errichtet. 

Neben der Speicherung bestehen weitere Möglichkeiten zur 
Flexibilisierung des Stromsystems, so dass dieses auf die fluk-
tuierende Einspeisung aus erneuerbaren Energien besser re-
agieren kann und somit die Stabilität der Versorgung sichert. 
Eine vielversprechende, teilweise auch bereits genutzte Op-
tion stellt das Lastmanagement auf Seiten der Verbraucher 
dar. Im Rahmen einer Studie [14] wurde das im süddeutschen 
Raum bestehende Lastmanagementpotenzial insbesondere im 
Bereich der Industrie systematisch erfasst. Wie Tabelle 1 zeigt, 
ist in Baden-Württemberg ein erhebliches, noch ungenutztes 
Flexibilisierungspotenzial auf der Nachfrageseite vorhanden. 
Während im Bereich der energieintensiven Prozesse die Mög-
lichkeiten zur Spitzenlastreduktion bereits weitgehend ausge-
schöpft werden, wäre ein stärkerer Einsatz im Regelenergie-
markt möglich. Noch ungenutzt sind dagegen die Potenziale 
im Bereich der industriellen Querschnittstechnologien (z.B. 

2  Die hier entwickelte Technologie kommt auch in der weltweit ersten Power-to-Gas-Anlage im industriellen Maßstab zum Einsatz. 

 Diese Demonstrationsanlage mit einer elektrischen Anschlussleistung von 6 MW wird von der Firma Audi im niedersächsischen Werlte 

 betrieben und erzeugt erneuerbares synthetisches Methan für den Einsatz im Kraftstoffsektor. 
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Pumpen, Kompressoren, Verdichter, Ventilatoren). Auch im 
Bereich der Wärmepumpen sind noch große Potenziale er-
schließbar. Aus Sicht des Netzes kann das Heben dieser ver-
fügbaren Potenziale die Versorgungssicherheit erhöhen, wenn 
sie in kritischen Netzsituationen zur Verfügung stehen. Ist dies 
der Fall, kann die Versorgungssicherheit sowohl durch eine 
Reduktion der systemweiten Spitzenlast, die Bereitstellung 
von Regelenergie als auch durch die Deckung des Redispatch-
Bedarfs3 (siehe auch Abschnitt 5.1.1) erhöht werden [14]. 

In Summe ist im süddeutschen Raum ein erhebliches Lastma-
nagementpotenzial vorhanden, das über einen Zeitraum von 
30 Minuten bis zu 2 Stunden aktiviert werden könnte. Wäre 
die in Tabelle 1 ausgewiesene Gesamtsumme von etwa 1 GW 
verschiebbarer Last aktivierbar, entspräche dies knapp 8 % der 
Jahreshöchstlast. Anhand von mehreren Pilotprojekten soll in 
den nächsten Monaten die Erschließung dieser Potenziale in 
der Praxis erprobt werden. 

tabelle 1: 

zusammenfassung der realisierbaren, inkl. bereits genutzter, lastmanagementpotenziale in baden-württemberg [14].

*) Elektrische Speicherheizungen sind zum erwarteten Zeitpunkt der Höchstlast (Zeitraum 19:00 bis 20:00 Uhr in den Wintermonaten) nach 

dem heutigen Einsatzmuster nicht verfügbar, da sie erst nach 22:00 Uhr ans Netz gehen. Zudem ist hier von einem rückläufigen Potenzial 

auszugehen, wenn Nachtspeicherheizungen aus Kosten- und Energieeffizienzgründen ausgetauscht werden.

3  Dispatch und Redispatch:

 Der Begriff Dispatch bezeichnet die Kraftwerkseinsatzplanung, während Redispatch die kurzfristige Änderung des Kraftwerkseinsatzes zur Vermeidung von  

 Netzengpässen darstellt. Die Durchführung des Redispatchs wird über sog. Kraftwerkspaare organisiert. So wird ein Kraftwerk, das sich vor dem erwarteten  

 Netzengpass befindet, angewiesen seine Stromproduktion zu drosseln, während ein anderes - hinter dem erwarteten Netzengpass - seine Stromproduktion  

 erhöhen muss. Die Summe der Stromeinspeisung bleibt unverändert, die Produktion wird lediglich geografisch verlagert.

Auswirkungen der Energiewende auf die Erzeugerseite
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2.3 erneuerbarer KraftwerKsparK 

Nicht nur im Bereich der Flexibilisierung oder des Zubaus im 
konventionellen Kraftwerkspark, sondern auch im Bereich der 
erneuerbaren Energien sind die zukünftigen ökonomischen 
Randbedingungen – hier die zukünftige Ausgestaltung des Er-
neuerbare-Energien-Gesetzes auf Bundesebene – maßgeblich 
für den weiteren erfolgreichen Auf- und Ausbau der Strom-
erzeugungskapazitäten. Um das Ziel der Landesregierung, bis 
2020 38 % der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien 
bereitzustellen, realisieren zu können, ist in allen Sparten der 
erneuerbaren Stromerzeugung ein Kapazitätszubau erforder-
lich. Dieser fällt in den einzelnen Sparten aufgrund der un-
terschiedlichen Potenziale und Erzeugungscharakteristika 
verschieden hoch aus. Der größte Leistungszuwachs muss im 
Bereich der Photovoltaik erfolgen. Ende 2012 war in Baden-
Württemberg eine Photovoltaikleistung von 4,4 GW instal-
liert, davon wurden allein 655 MW in 2012 zugebaut [15]. Für 
das Ziel, in 2020 rund 12 % des in Baden-Württemberg erzeug-
ten Stroms aus Photovoltaik bereitzustellen, müssen weiterhin 
rund 500 MW pro Jahr installiert werden. Angesichts der be-
reits erreichten jährlichen Zubauraten der vergangenen Jahre 
(650 bis 1.000 MW) ist dies eine realistische Zielmarke, sofern 
sich die ökonomischen Randbedingungen nicht zu Lasten der 
Photovoltaik verändern. 

Auch im Bereich der Windenergie ist zum Erreichen des Ziels, 
bis 2020 10% des Stroms in Baden-Württemberg aus Wind-
energie zu erzeugen, ein erheblicher jährlicher Leistungszubau 
erforderlich. Trotz der durch die Landesregierung 2011 mit der 
Änderung des Landesplanungsgesetzes veranlassten Neuge-
staltung der planungsrechtlichen Grundlagen für den zukünf-
tigen Ausbau der Windenergie in Baden-Württemberg sind 
aufgrund der erforderlichen Planungs-, Genehmigungs- und 
Bauzeiten gegenwärtig noch keine großen Kapazitätszuwäch-
se im Bereich der Windenergie zu beobachten. Es müssen 
zunächst die geeigneten Standorte gefunden, genehmigt und 
bebaut werden, bevor der Fortschritt statistisch belegbar ist. 

Diesen Prozess unterstützt die Landesregierung mit diversen 
Maßnahmen. Unter anderem wurde der Windenergieerlass 
beschlossen und ein Potenzialatlas Erneuerbare Energien ver-
öffentlicht. Außerdem werden weiterhin Informationsgrund-
lagen und Handreichungen geschaffen, um Investoren und 
Genehmigungsbehörden bei den erforderlichen Zulassungs-
verfahren zu unterstützen. Aus dem geringen Nettozubau4 von 
16 MW in 2012 kann somit eine Zielverfehlung nicht abgelei-
tet werden [15]. Dass man sich im Bereich der Windenergie in 
der Planungsphase befindet, belegen nicht zuletzt die bei der 
EnBW Regional AG als größtem betroffenen Verteilnetzbe-
treiber eingegangenen EEG-Netzanschlussanfragen: Bis Mitte 
2013 wurden Anfragen für den Netzanschluss von Windener-
gieanlagen mit einer Gesamtleistung von rund 1,7 GW gestellt 
[16]. Auch wenn nicht jede der Anfragen zu einem erfolgreich 
umgesetzten Projekt führen wird, belegt dies eine zunehmen-
de Ausbaudynamik. Letztlich hängt die erfolgreiche Umset-
zung der entsprechenden Projekte jedoch maßgeblich von der 
zukünftigen Ausgestaltung des Förderinstrumentariums auf 
Bundesebene ab. Die Landesregierung engagiert sich entspre-
chend, um neben den bereits geschaffenen planungsrechtli-
chen Voraussetzungen auch die ökonomische Basis für den 
Ausbau der Windenergie in Baden-Württemberg im Rahmen 
des bundesweiten Förderregimes zu sichern. 

Die Leistungsentwicklung im Bereich der erneuerbaren Strom-
erzeugungskapazitäten der vergangenen Jahre ist zusammen 
mit den Zielwerten für 2020 in Abbildung 3 dargestellt. Sie 
zeigt darüber hinaus die für eine Abschätzung der gesicherten 
Leistung aus erneuerbaren Energien verwendeten Parameter.
Einen höheren Beitrag zur gesicherten Leistung im Land 
leisten die Wasserkraft (installierte Gesamtleistung 2012: 837 
MW), die Biomasse (installierte Gesamtleistung 2012: ~ 669 
MW [4]) und die Geothermie (installierte Gesamtleistung 
2012: 0,55 MW), die ihrem jeweiligen Potenzial entsprechend 
in den kommenden Jahren noch weiter ausgebaut werden sollen 
(bis 2020 erwarteter Nettozubau ~220 MW, davon gesicherte 

4  Nettozubau bezeichnet den bilanziellen Gesamtleistungszuwachs, d.h. hierin sind sowohl die Installation von Neuanlagen als auch der Abbau von Altanlagen  

 berücksichtigt. 
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Leistung ~ 185 MW) [17]. Die Zubauzahlen für Wasserkraft 
und Biomasse entsprechen in 2012 dem Zielpfad.  

2.4 zwischenfazit – entwicKlung der ge-

saMtleistung des KraftwerKsparKs 

Fasst man die gezeigte Entwicklung des konventionellen 
Kraftwerksparks (> 10 MW), den Bereich der Kraft-Wärme-
Kopplung im Leistungsbereich bis 10 MW und den Ausbau 
der erneuerbaren Energien zusammen, ergibt sich das in Ab-
bildung 4 gezeigte Bild. Selbst wenn in Baden-Württemberg 
die zur Stilllegung anstehenden konventionellen Kapazitä-
ten nicht als konventionelle Reservekraftwerke vorgehalten 
werden sollten, dürfte die gesicherte Leistung in 2020 nach 
derzeitigem Kenntnisstand nicht unter das Niveau von 2012 
absinken, da sich der Zubau der erneuerbaren Energien und 
der KWK im kleinen Leistungsbereich kompensierend aus-

wirkt. Bleibt die Jahreshöchstlast auf unverändertem Niveau 
– in den vergangenen Jahren wies sie eher eine leicht sinken-
de als eine steigende Tendenz auf – ist erzeugungsseitig auch 
ohne die Berücksichtigung von Speichertechnologien oder 
Lastmanagement nicht von einer Verschlechterung der Ver-
sorgungssituation auszugehen, die durch die Entwicklung des 
Kraftwerksparks in Baden-Württemberg ausgelöst würde. Die 
beiden letztgenannten Systemkomponenten wurden aufgrund 
der hohen Unsicherheiten hinsichtlich deren Umsetzung in 
Abbildung 4 ebenso vernachlässigt wie der Bau des angekün-
digten neuen „GuD-Kraftwerks Oberrhein“. Starken Einfluss 
auf die Versorgungssicherheit haben neben der Sicherung der 
erforderlichen Kapazitäten im Land jedoch insbesondere der 
Fortschritt beim Netzausbau (siehe Abschnitt 5.1), die Verfüg-
barkeit von Flexibilitätsoptionen sowie die Entwicklung des 
Energiesystems auf bundesdeutscher und europäischer Ebene. 

abbildung 3: entwicklung der erzeugungsleistung erneuerbarer energien im zeitraum von 2000 bis 2012 und ausblick auf 

2020 [15, 17]. darstellung und Quelle: zsw 2013
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abbildung 4: zusammenfassung der erwarteten entwicklung der gesicherten leistung in baden-

württembergs Kraftwerkspark bis 2020 [5, 15, 17]. Quellen: zsw, Kraftwerksliste der bnetza bis 2018; 

werte für 2019 interpoliert, werte für 2020 nach energieszenario baden-württemberg 2050 [17].
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3.1 entwicKlung von bruttostroM-

erzeugung und -verbrauch

Die wachsende Bedeutung der erneuerbaren Energien für die 
Stromversorgung in Baden-Württemberg zeigt sich deutlich 
stärker als in ihrem Beitrag zur gesicherten Leistung in ihrem 
Beitrag zur Bruttostromerzeugung (siehe auch Abbildung 5). 
Während die Stromerzeugung in den konventionellen Kraft-
werken bereits vor den Energiewendebeschlüssen auf Bundes-
ebene im Sommer 2011 eine abnehmende Tendenz aufwies, 
wächst der Anteil der erneuerbaren Energien kontinuierlich. 
Der Rückgang der konventionellen Stromerzeugung erfolgte 
trotz konstanter Erzeugungskapazität und überstieg in den 

Jahren 2005 bis 2011 den Zuwachs im Bereich der erneuer-
baren Energien deutlich, so dass die Bruttostromerzeugung 
im Land in den letzten Jahren kontinuierlich abnahm. Erst in 
2012 konnte der Zuwachs der erneuerbaren Energien den im 
gleichen Jahr erfolgten Rückgang der konventionellen Strom-
erzeugung weitestgehend kompensieren, so dass ersten Schät-
zungen zufolge die Bruttostromerzeugung des Jahres 2012 mit 
knapp 59 TWh in etwa auf Vorjahresniveau lag (vgl. Abbil-
dung 5). Damit ist die Bruttostromerzeugung insgesamt etwa 
20 % geringer als in 2006, dem Jahr der höchsten Stromerzeu-
gung in Baden-Württemberg. 

abbildung 5: entwicklung des bruttostromverbrauchs sowie der bruttostromerzeugung und der zugehörigen erzeugungs-

kapazitäten jeweils unterschieden nach erneuerbaren und konventionellen energieträgern im zeitraum von 2000 bis 2012 

in baden-württemberg sowie ausblick auf 2020 [4, 15, 17, 18]. Quellen: statistisches landesamt baden-württemberg, zsw

3Zusammenspiel von Erzeugung und 
Verbrauch im Stromsektor
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Der Anteil der erneuerbaren Energien an der Bruttostromer-
zeugung betrug 2012 ersten Schätzungen zufolge 22 bis 23 %, 
davon mehr als 7 %-Punkte durch die Photovoltaik [15].

Da jedoch der Stromverbrauch in den vergangenen Jahren 
nicht in gleichem Maße gesunken ist wie die Stromerzeugung 
in Baden-Württemberg, ist der Anteil des Stromimports an 
der Bedarfsdeckung in Baden-Württemberg kontinuierlich 
gestiegen. 2012 wurde ersten Schätzungen zufolge etwa 25 % 
des Gesamtstrombedarfs bzw. rund 20 TWh im Land durch 
Importe gedeckt. Dabei stammt der importierte Strom we-
niger aus dem benachbarten Ausland als vielmehr aus den 
anderen deutschen Bundesländern (vgl. Abbildung 6). Zur 
Einordnung ist hinzuzufügen, dass die Situation, einen Teil 
des Stromverbrauchs im Land durch Stromimporte zu decken, 
in Baden-Württemberg nicht neu ist. So wurden bereits um 
das Jahr 1980 pro Jahr 10 bis 14,5 TWh importiert, was ei-
ner Importquote von 25 bis über 30 % des damaligen Brutto-
stromverbrauchs entsprach. In den Folgejahren sank durch die 
Inbetriebnahme der Kernkraftwerke Philippsburg 2 und Ne-
ckarwestheim II und weiterer fossiler Kraftwerkskapazitäten 
der Importanteil auf niedrige einstellige Prozentwerte in den 
1990er Jahren. Erst ab dem Jahr 2000 stieg der Strombedarf in 
Baden-Württemberg erheblich stärker als die Erzeugung, so 
dass der Importanteil wieder deutlich anstieg [18].

3.2 entwicKlung des stroMaustauschs 

(iMport-export-saldo)

Eine genaue Erfassung des Stromtransfers gibt es nur für das 
angrenzende Ausland, da hier einzelne Grenzkuppelstellen 
die nationalen Netze verbinden. Die Stromflüsse über diese 
Grenzkuppelstellen werden permanent durch den Übertra-
gungsnetzbetreiber erfasst und dokumentiert. Hieraus ergibt 
sich, dass über die Grenzkuppelstellen nach Österreich und in 
die Schweiz vorrangig Strom exportiert wird, die Importflüsse 
sind sehr gering. Aus Frankreich dagegen wird überwiegend 
Strom importiert. Interessant ist dabei auch das jahreszeitli-
che Profil des Stromtransfers. Während in den Wintermo-
naten des Jahres 2012, sowohl in der ersten als auch in der 
zweiten Jahreshälfte, der Stromtransfer ins Ausland überwog, 
floss im Sommerhalbjahr 2012 überwiegend Strom aus dem 

angrenzenden Ausland nach Baden-Württemberg. Im Saldo 
flossen knapp 0,5 TWh mehr Strom aus Baden-Württemberg 
ins benachbarte Ausland als umgekehrt. Hierbei handelt es 
sich ebenso wie in Abbildung 6 um die tatsächlichen physi-
kalischen Stromflüsse an den Grenzkuppelstellen. Die grenz-
überschreitenden Handelsflüsse weichen von den physikali-
schen Stromflüssen zum Teil erheblich ab. Für die Stabilität 
des Netzes und letztlich auch die des Gesamtsystems sind die 
physikalischen Stromflüsse jedoch die relevante Größe, weil 
diese tatsächlich im Netz auftreten.         
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Auch wenn die Stromzuflüsse aus anderen Bundesländern 
mangels Messeinrichtungen nicht erfasst werden, ist deren An-
teil an der Stromversorgung Baden-Württembergs rechnerisch 
deutlich gestiegen, was die Notwendigkeit einer gut ausge-
bauten Netzinfrastruktur unterstreicht. Dies gilt nicht zuletzt 
deshalb, weil ein gut ausgebautes Netz und ein gut funktionie-
render Stromaustausch mit den Nachbarländern und angren-
zenden Bundesländern die Versorgungssicherheit verbessert, 
denn nur dann stehen auch Erzeugungskapazitäten außerhalb 
des Landes im Falle der Höchstlast zur Bedarfsdeckung zur 
Verfügung. So fiel in 2011 beispielsweise der Zeitpunkt der 

Höchstlast auf gesamtdeutscher Ebene nicht mit dem Zeit-
punkt der Höchstlast in Baden-Württemberg zusammen [19], 
so dass im innerdeutschen Austausch Kraftwerkskapazitäten 
zur Deckung des Bedarfs in Baden-Württemberg zum Zeit-
punkt der Höchstlast im Land zur Verfügung standen und 
umgekehrt. In diesem Sinne unterstützt die Landesregierung 
die laufenden und geplanten Netzausbauaktivitäten. Der an-
gestrebte weitere dynamische Ausbau der fluktuierenden er-
neuerbaren Energien wird ebenso wie die Umsetzung des eu-
ropäischen Energiebinnenmarktes zudem die Anforderungen 
an die Netzinfrastruktur auf allen Netzebenen noch erhöhen. 

abbildung 6: grenzüberschreitende physikalische stromflüsse von und nach baden-württemberg im Jahr 2012 sowie 

rechnerisch ermittelter stromzufluss aus den angrenzenden bundesländern.
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4.1 erste wirKungen der energiewende auf 

verbrauchs seite?

Neben den Umstrukturierungen auf der Energiebereitstel-
lungsseite stellt die Energiewende auch hohe Anforderungen 
an die Verbrauchsseite. Erforderlich ist ein deutlich effiziente-
rer Einsatz der Energie in allen Bereichen, wobei nicht nur der 
spezifische Verbrauch durch technische Innovation zu senken 
ist, sondern eine deutliche Reduktion des absoluten Energie-
bedarfs erzielt werden muss. Langfristiges Ziel – bis 2050 – ist 
die Halbierung des gesamten Endenergieverbrauchs, also in 
den Bereichen Strom, Wärme und Verkehr (bezogen auf das 
Jahr 2010). 

Aufgrund der statistischen Erfassungszeiträume liegen für 
die Entwicklung des Endenergieverbrauchs in Baden-Würt-
temberg aktuell lediglich vorläufige Zahlen für das Jahr 2011 
vor. Abbildung 7 zeigt die Entwicklung des Endenergiever-
brauchs aufgeteilt in die Verbrauchssektoren Industrie (Berg-
bau und verarbeitendes Gewerbe), Verkehr sowie Haushalte 
und Kleinverbraucher. Letzterer enthält neben den privaten 
Haushalten auch den gesamten Bereich „(Klein)Gewerbe, 
Handel und Dienstleistung“, da auf Landesebene keine ge-
trennte Erfassung dieser Verbrauchsgruppe erfolgt. Da es sich 
um unbereinigte absolute Verbrauchsdaten handelt, werden 
der Witterungseinfluss auf das Heizverhalten (Haushalte und 

abbildung 7: entwicklung des endenergieverbrauchs in baden-württemberg insgesamt und nach sektoren im zeitraum 

von 1990 bis 2011 [20]. Quelle: statistisches landesamt baden-württemberg 2013
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Kleinverbraucher) sowie der Einfluss der konjunkturellen Ent-
wicklung auf den Verbrauch der Industrie besonders deutlich. 
Im Verkehrssektor ist der Verbrauch nach dem hauptsächlich 
konjunkturell bedingten Rückgang im Jahr 2009 nach einem 
leichten Anstieg im Jahr 2010 (0,6 %) in 2011 erneut um 3,1 % 
gestiegen, so dass in 2011 wieder ungefähr das Niveau von 2008 
erreicht wurde. Nach dem konjunkturell bedingten Einbruch 
des Endenergieverbrauchs in der Industrie im Jahr 2009 stieg 
dieser in 2010 wieder deutlich (+8 %), verharrte aber in 2011 
auf diesem Niveau (+0,3 %). Auffällig ist der deutliche Rück-
gang der Verbrauchszahlen im Sektor Haushalte und Kleinver-
braucher um 9,2 % im Jahr 2011, der auch zu einem Rückgang 
des gesamten Endenergieverbrauchs in Baden-Württemberg 
um 3,6 % geführt hat. Teilweise ist dies auf die mildere Witte-
rung im Jahr 2011 zurückführbar, doch auch nach einer Tem-
peraturbereinigung5 bleibt ein deutlicher Verbrauchsrückgang 
zu verzeichnen. 

Analysiert man die Entwicklung der einzelnen Energieträger 

(Abbildung 8), fällt der Rückgang beim Endenergieverbrauch 
von Strom6 ins Auge. Dieser hat seine Ursache vor allem im 
Sektor Haushalte und Kleingewerbe. Teilweise ist dies, wie 
auch die Verbrauchsrückgänge bei Erdgas, Heizöl, Fernwärme 
und Biomasse, über die mildere Witterung im Jahr 2011 erklär-
bar, weil hierdurch der Heizstrombedarf (insb. Nachtspeicher-
heizungen) rückläufig war. Zusätzlich kann auch der zuneh-
mende Einsatz von KWK-Anlagen zur Eigenstromerzeugung 
sowie die beginnende Eigennutzung von Photovoltaikstrom 
zu einer Senkung des statistisch dokumentierten Endenergie-
verbrauchs von Strom beigetragen haben, da dieser über den 
Stromabsatz an Letztverbraucher erfasst wird. Der Rückgang 
insgesamt ist jedoch zu hoch, um über diese Faktoren allein er-
klärt zu werden. Auch im Bundesvergleich fällt die Reduktion 
des Endenergieverbrauchs von Strom in Baden-Württemberg 
deutlich stärker aus. Mit Blick auf den Fortschritt der Ener-
giewende wäre dies eine wünschenswerte Entwicklung, sofern 
sie sich als nachhaltig herausstellt. Dies wird im Rahmen des 
Monitorings der Energiewende mitverfolgt.   

5  Die in Abbildung 7 und Abbildung 8 verwendeten Daten des Statistischen Landesamtes sind nicht temperaturbereinigt.
6  Im Gegensatz zum Bruttostromverbrauch in Kapitel 3.1 ist hier der Endenergieverbrauch Strom dargestellt. Der Endenergieverbrauch Strom entspricht der  

 an die Verbrauchssektoren Industrie, Haushalte, Gewerbe/Handel/Dienstleistungen und Verkehr zu energetischen Zwecken gelieferten Strommenge. Der  

 Bruttostromverbrauch umfasst im Unterschied zum Endenergieverbrauch von Strom auch Netzverluste und den Eigenverbrauch im Umwandlungsbereich.

abbildung 8: entwicklung des endenergieverbrauchs nach energieträgern im zeitraum von 1990 bis 2011 [20].

Quelle: statistisches landesamt baden-württemberg 2013
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4.2 entwicKlung der erneuerbaren 

energien iM wärMeseKtor

Neben der Reduzierung des Endenergiebedarfs im Gebäude-
bereich (auf ihn entfallen etwa 40 % des Endenergieverbrauchs 
in Baden-Württemberg) kommt auch der Steigerung des An-
teils der erneuerbaren Energien im Wärmesektor unter Klima-
schutzgesichtspunkten eine besondere Bedeutung zu. 

Im Jahr 2012 trugen die erneuerbaren Energien 17,5 TWh zur 
Deckung des Endenergieverbrauchs zur Wärmebereitstellung 
in Baden-Württemberg bei (Abbildung 9). 
Damit decken sie einen Anteil von rund 11 % des gesamten 
Endenergieverbrauchs zur Wärmebereitstellung7 (wird der 
Stromanteil herausgerechnet, ergibt sich ein Anteil von ca. 
12,8 %).

7  Endenergieverbrauch für Wärme 2012 geschätzt.

Der Einsatz von Biomasse dominiert dabei innerhalb der er-
neuerbaren Wärmeversorgung deutlich. Dies gilt sowohl be-
zogen auf den Gesamtbeitrag der erneuerbaren Energien zur 
Wärmebereitstellung als auch im Hinblick auf die absolute 
Steigerung in den vergangenen Jahren. Die Biomasse wird 
auch weiterhin eine tragende Säule der erneuerbaren Energien 
im Wärmesektor bleiben, parallel muss jedoch die Zubaudy-

namik der anderen Energieträger, insbesondere der Solarther-
mie, deutlich gesteigert werden. Parallel zur statistischen Erfas-
sung der Wärmebereitstellung aus erneuerbaren Energien ist 
es Ziel, zukünftig im Monitoring der Energiewende auch über 
Effizienzfortschritte im Gebäudebereich und die zugehörigen 
Sanierungsaktivitäten zu berichten, sofern entsprechende Ver-
besserungen der Datenlage dies zulassen. 

abbildung 9: entwicklung des absoluten beitrags der erneuerbaren energien zur wärmebereitstellung [15].
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5
5.1 stroMnetze

5.1.1 systemstabilität

In einem elektrischen Energieversorgungssystem müssen sich 
Erzeugung und Verbrauch elektrischer Energie stets die Waage 
halten, da sich Energie nur in sehr geringem Maße speichern 
lässt. Weichen Erzeugung und Verbrauch von einander ab, 
muss mittels des Einsatzes von Regelenergie die Balance unver-
züglich wieder hergestellt werden, damit es nicht zu einer Ge-
fährdung der Systemstabilität kommt. Für den Ausgleich von 
Leistungsungleichgewichten sind die Übertragungsnetzbetrei-
ber für ihre jeweiligen Regelzonen verantwortlich. In Baden-
Württemberg obliegt diese Verantwortung somit der Transnet 
BW. Die Energiewendebeschlüsse – beschleunigter Ausstieg 
aus der Kernenergie inklusive der sofortigen Stilllegung der 
acht ältesten Kernkraftwerke sowie der weitere dynamische 
Ausbau der erneuerbaren Energien – und die einhergehende 
auch geografisch veränderte Verteilung der Erzeugungskapazi-
tät haben Auswirkungen auf die Lastflüsse im Netz. 

Dies führt unter anderem zu einem erhöhten Einsatz von Re-
dispatch-Maßnahmen (siehe auch Fußnote 3, Seite 11). Neben 
dem systemverantwortlichen Übertragungsnetzbetreiber tra-
gen auch Kraftwerksbetreiber eine Verantwortung für die Sta-
bilität der Netze. Daher hat die BNetzA die Betreiber aller an 
das Hoch- und Höchstspannungsnetz angeschlossenen Erzeu-
gungsanlagen verpflichtet, auf Anforderung der Übertragungs-
netzbetreiber an bestimmten Maßnahmen zur Sicherung der 
Netzstabilität mitzuwirken. Damit soll sichergestellt werden, 
dass die Netze den jetzt erhöhten Anforderungen weiterhin 
standhalten [21]. Zur Erhöhung der Transparenz wurden die 
Übertragungsnetzbetreiber im Jahr 2012 zur Veröffentlichung 
aller Redispatch-Maßnahmen verpflichtet. Die entsprechen-
den Daten sind auf der gemeinsamen Homepage www.eeg-
kwk.net veröffentlicht. Entsprechend detaillierte Vergleichs-
daten für die Vorjahre liegen nicht vor. Seitens der BNetzA 
wurden im Monitoringbericht 2012 lediglich Gesamtwerte für 
Deutschland angegeben. So betrug das Gesamtvolumen des 
deutschlandweiten Redispatches im Jahr 2011 3,9 TWh [22]. 
Eine bundeslandspezifische Auswertung liegt für die Vorjahre 

nicht vor. Durch die neu geschaffene Transparenz ist nunmehr 
eine detaillierte Betrachtung der Redispatch-Maßnahmen 
möglich. So waren seit Beginn der Dokumentation (1.4.2013) 
unter Beteiligung der Transnet BW als anweisendem Übertra-
gungsnetzbetreiber 128 Redispatch-Maßnahmen erforderlich 
[23]. Im Durchschnitt bedeutet dies, dass alle 1,4 Tage eine Re-
dispatch-Maßnahme unter Inanspruchnahme des baden-würt-
tembergischen Kraftwerksparks durchgeführt werden musste. 
Da Vergleichszahlen für die Vorjahre fehlen, lassen sich hie-
raus derzeit noch keine Rückschlüsse auf die Auswirkungen 
der Energiewende ziehen. Die Zahl der ausschließlich inner-
halb der Regelzone der Transnet BW erforderlich gewesenen 
Redispatch-Maßnahmen erscheint mit sieben Maßnahmen im 
Vergleich zu den insgesamt deutschlandweit ergriffenen 1.626 
Maßnahmen gering. Das Maßnahmenvolumen deutschland-
weit betrug im betrachteten 6-Monatszeitraum ~1,5 TWh, so 
dass im Vergleich zum Gesamtjahr 2011 (~3,9 TWh) zumin-
dest keine Verschlechterung der Situation abzulesen ist. Für 
belastbare Aussagen müssen jedoch zunächst die Daten für 
das Gesamtjahr vorliegen. 

5.1.2 ausbau der übertragungs- und verteilnetze 

Dass im Übertragungsnetz (Höchstspannungsebene) Weiter-
entwicklungsbedarf besteht, damit es auch den zukünftigen An-
forderungen entsprechen kann, ist nicht neu. So wurde bereits 
mit dem Gesetz zum Ausbau von Energieleitungen (Energielei-
tungsausbaugesetz - EnLAG) im Jahr 2009 der aus den oben ge-
nannten Zielen resultierende Netzausbaubedarf auf Ebene der 
Übertragungsnetze adressiert. Für Baden-Württemberg enthielt 
das EnLAG zunächst drei konkrete Ausbauvorhaben (S.27 o.).

Für Vorhaben Nr. 22 ist zwischenzeitlich die energiewirt-
schaftliche Notwendigkeit und der vordringliche Bedarf durch 
Änderungen in der Netztopologie in der betreffenden Netzre-
gion entfallen, so dass das Vorhaben nicht weiter verfolgt wird; 
das EnLAG wurde entsprechend geändert. Für Vorhaben Nr. 
23 mit einer Trassenlänge von 25 km wurde das Planfeststel-
lungsvorhaben im zweiten Quartal 2013 abgeschlossen. Die 
Bauvorbereitungen sollen in den nächsten Monaten beginnen. 
Bei einer avisierten Bauzeit von 12 Monaten ist mit der Fer-
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tigstellung in 2014 zu rechnen. Vorhaben Nr. 24 umfasst eine 
Trassenlänge von 60 km, für die eine Bauzeit von 36 Monaten 
angesetzt wird. Die Inbetriebnahme ist für 2020 vorgesehen. 
Das Vorhaben ist derzeit Gegenstand eines dem erforderli-
chen Raumordnungsverfahren vorgelagerten Dialogverfahrens 
der Transnet BW. 

Der weitere Ausbaubedarf des Übertragungsnetzes in Deutsch-
land und in Baden-Württemberg wird in einem ab 2012 jähr-
lich zu erstellenden nationalen Netzentwicklungsplan (NEP) 

aufgezeigt. Die im Netzentwicklungsplan 2012 bzw. 2013 ad-
ressierten Startnetzmaßnahmen befinden sich mit Ausnahme 
von TNG-003 (das dem EnLAG-Vorhaben Nr. 24 entspricht) 
in der Planung bzw. im Bau (siehe Tabelle 2). 
Hinsichtlich einer erfolgreichen Umsetzung der Startnetzmaß-
nahmen bestehen somit lediglich noch Verzögerungsrisiken, 
falls unvorhergesehene Ereignisse eintreten, die den Geneh-
migungsprozess bzw. den Baufortschritt verzögern. Generell 
wird dem kurzfristigen Netzausbaubedarf jedoch mit entspre-
chenden Ausbaumaßnahmen begegnet. 

tabelle 2: stand der umsetzung der netzverstärkungsmaßnahmen im rahmen des netzentwicklungsplans 2013 

(startnetz 2012) in baden-württemberg [24, 25, 26]
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5
Die von den vier deutschen Übertragungsnetzbetreibern vor-
gelegten und von der BNetzA bestätigten weiteren Netzaus-
baumaßnahmen fanden Eingang in das im Juli 2013 in Kraft 
getretene Bundesbedarfsplangesetz. Es enthält insgesamt 
36 Vorhaben, deren Umsetzung zeitnah sowohl energiewirt-
schaftlich erforderlich als auch zur Gewährleistung eines si-
cheren und zuverlässigen Netzbetriebes zwingend notwendig 
erscheint. Für Baden-Württemberg relevant sind die in Ab-
bildung 10 gezeigten Vorhaben aus dem Bundesbedarfsplan-
gesetz, für die nunmehr die erforderlichen Planungsverfahren 
einzuleiten sind. 

Neben dem laufenden Ausbau des Übertragungsnetzes kommt 
dem Ausbau und der Weiterentwicklung des Verteilnetzes zu 
einem intelligenten Netz eine wichtige Rolle für die Versor-
gungssicherheit in Baden-Württemberg zu. Zur Integration 

der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energieträgern und den 
flankierenden Ausbau der Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) ist 
das Netz in erster Linie auf Nieder-, Mittel- und teilweise auch 
auf Hochspannungsebene verstärkt auszubauen, da hier die 
zukünftig steigende Strommenge aus dezentralen Erzeugungs-
anlagen aufzunehmen ist. In der im Dezember 2012 veröffent-
lichten Verteilnetzstudie der deutschen Energieagentur (dena) 
wurde auf Basis von Netzgebietsklassen der bundesweite Aus-
baubedarf im Verteilnetzbereich abgeschätzt. [28]. 

Die Studie gibt zwar keine bundesländerspezifische Auskunft 
über den konkret erforderlichen Netzausbau, eine Abschät-
zung des Investitionsbedarfs für den Verteilnetzausbau in den 
einzelnen Bundesländern ist hingegen vorhanden. Für Baden-
Württemberg wird bis 2030 je nach Ausbauszenario ein Ge-
samtinvestitionsbedarf von 2,6 bis 3,9 Mrd. 1 quantifiziert. 

abbildung 10: vorhaben im rahmen des bundesbedarfsplangesetzes im verantwortungsbereich der transnet bw ebenso 

wie durch andere übertragungsnetzbetreiber durchzuführende Maßnahmen in baden-württemberg [27].  
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Aussagen zur Aufnahmefähigkeit des Verteilnetzes mit Blick auf 
ein mögliches Risiko für die Sicherheit der Versorgung ermög-
licht auch ein Monitoring der Notwendigkeit bzw. der Häufig-
keit des Ergreifens von Einspeisemanagementmaßnahmen, der 
abgeregelten Leistung, der hierdurch verlorenen elektrischen 
Arbeit sowie die Höhe der gezahlten Entschädigungszahlun-
gen. Mit Einspeisemanagement wird dabei die vorhersehba-
re Abschaltung von Erneuerbare-Energien-Anlagen aufgrund 
von Netzüberlastungssituationen bezeichnet. Die genannten 
Größen spiegeln die Fähigkeit des Verteilnetzes wider, die 
wachsende Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien aufzu-
nehmen, wodurch Aussagen darüber möglich werden, ob der 
Verteilnetzausbau mit dem Ausbau der erneuerbaren Energien 
im Gleichklang erfolgt oder ob Defizite auftreten. Aktuell ist 
laut dem größten Verteilnetzbetreiber Baden-Württembergs, 
der EnBW Regional AG, in Baden-Württemberg nicht mit 
dem Einsatz von Einspeisemanagement zu rechnen [29]. Das 
Netz im Süden Deutschlands ist durch die Einspeisung von 
Strom aus erneuerbaren Energien noch nicht so stark belastet 
wie das Verteilnetz im norddeutschen Raum, wo insbesondere 
auf der 110 kV-Ebene die stark fluktuierende Einspeisung der 
Windkraftanlagen zu Engpässen führt, die häufigere Einspei-
semanagementmaßnahmen erforderlich machen, wodurch im 
vergangenen Jahr knapp 2% der gesamten Windstromerzeu-
gung verloren gingen. Für Baden-Württemberg kann daraus 
gefolgert werden, dass aktuell keine Diskrepanz zwischen dem 
Verteilnetzausbau und dem Ausbau der dezentralen Strom-
erzeugung aus erneuerbaren Energien und KWK-Anlagen 
vorliegt. Die Umsetzung des geplanten Zubaus von Wind-
energieanlagen wird in Baden-Württemberg jedoch erhöhte 
Anforderungen an die Verteilnetzebene stellen. Die weitere 
Entwicklung wird deshalb im Rahmen des Monitorings der 
Energiewende auch zukünftig verfolgt, um mögliche Problem-
lagen frühzeitig erkennen zu können.   

Ein aktuelles Thema hinsichtlich der Verteilnetze ist zudem 
die Neuvergabe von Konzessionen im Strom- und Gassektor. 
Das Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft 
informiert hier im Rahmen seines Positionspapiers Konzes-
sionsvergabe [30] über die Herausforderungen, die mit dem 

Betrieb von Verteilnetzen verbunden sind. Ziel dieser Infor-
mationskampagne ist es, den Kommunen eine faktenbasierte 
und ausgewogene Entscheidung zu ermöglichen, was auch zur 
Wahrung der Versorgungssicherheit im Verteilnetzbereich bei-
tragen kann.   

5.1.3 netzqualität

Zur Messung der Netzqualität, insbesondere der Zuverläs-
sigkeit des Netzes, gibt es verschiedene international gängige 
Kennzahlen. Von der BNetzA wird beispielsweise jährlich der 
„System Average Interruption Duration Index“ (SAIDI) ver-
öffentlicht. Der SAIDI ist ein Maß für die durchschnittliche 
Unterbrechungsdauer der Stromversorgung der Endkunden 
auf Bundesebene. Bundesländerspezifische Daten sind nicht 
vorhanden. Der SAIDI-Wert ist als Bewertungskriterium für 
die Qualität des Nieder- und Mittelspannungsnetzes ausge-
legt. Daher werden ausschließlich Ereignisse berücksichtigt, 
die eine Aussage über die Qualität des Netzes zulassen. Ge-
plante Unterbrechungen werden daher ebenso wenig in die 
Berechnung einbezogen wie Ereignisse aufgrund höherer 
Gewalt (z. B. Naturkatastrophen). Eingang finden ungeplante 
Unterbrechungen, die auf atmosphärische Einwirkungen wie 
Gewitter, auf Einwirkungen Dritter wie Baggerschäden, auf 
Rückwirkungen aus anderen Netzen oder auf andere Störun-
gen im Verantwortungsbereich der Netzbetreiber zurückzu-
führen sind [1]. Im Rahmen des SAIDI werden ausschließlich 
Unterbrechungen berücksichtigt, die länger als drei Minuten 
dauern. Gemäß den Angaben der BNetzA zur bundesweiten 
Entwicklung ist die gemittelte Unterbrechungsdauer von etwa 
21,53 Minuten pro Jahr im Jahr 2006 bis zum Jahr 2009 auf 
14,63 Minuten pro Jahr zurückgegangen. Seit 2009 ist wieder 
ein leichter Anstieg zu verzeichnen. In 2012 betrug die gemit-
telte Unterbrechungsdauer 15,91 Minuten pro Jahr [31] und 
lag somit weiterhin deutlich unter dem Niveau von 2006 (vgl. 
Abbildung 11 links). 

Für Gewerbekunden ist insbesondere der Wert auf Mittel-
spannungsebene interessant, da diese meist auf der Span-
nungsebene von 10 kV bis 30 kV angeschlossen sind. Die ge-
mittelte Ausfalldauer lag in 2012 bei 13,35 Minuten und ist im 
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Vergleich zu 2011 leicht angestiegen. Im Niederspannungsnetz 
auf der Spannungsebene 400 V bzw. 230 V sank die gemittel-
te Ausfalldauer auf 2,57 Minuten. Im europäischen Vergleich 
weist Deutschland hinsichtlich der anhand des SAIDI-Wertes 
gemessenen Netzqualität eine der höchsten Netzqualitäten 
mit den kürzesten Unterbrechungsdauern auf. Festzuhalten ist 
zudem – wie auch im Monitoring-Bericht der Bundesregierung 

konstatiert [1] –, dass laut Auskunft der Netzbetreiber die im 
Jahr 2011 aufgetretenen Versorgungsstörungen auf den Ausfall 
konventioneller Erzeugung, auf Fehler im Zusammenhang mit 
Bauarbeiten an Leitungen, auf Blitzschlag, auf Tiefbauarbeiten 
und auf Fehler im Verteilernetz zurückzuführen sind. Ein Zu-
sammenhang mit der Energiewende lässt sich nicht erkennen. 
Diese Aussage gilt auch im Jahr 2012 uneingeschränkt. 

Die gezeigte Erfassung der Versorgungsunterbrechungen von 
mehr als 3 Minuten erlaubt gesicherte Aussagen zur Situation 
der Versorgungszuverlässigkeit, da kürzere Unterbrechungen 
nicht wesentlich zur Nichtverfügbarkeit der Stromversorgung 
beitragen [32]. Ausfälle von einer Dauer unter 3 Minuten sind 
Spannungseinbrüche, die seitens der BNetzA nicht erfasst 
werden. 
Das Forum Netztechnik/Netzbetrieb (FNN) im VDE führt 
jedoch auf Bundesebene eine repräsentative Störungsstatistik, 
in der auch diese kurzen Spannungseinbrüche erfasst werden. 
Wie Abbildung 11 rechts verdeutlicht, ist die Häufigkeit der 

Ereignisse, die zu einem Spannungseinbruch führen, über die 
vergangenen Jahre trotz des dynamischen Ausbaus der erneu-
erbaren Energien stabil geblieben. In der Tendenz sind sie so-
gar eher rückläufig. Die häufig geäußerte Befürchtung einer 
Zunahme von Spannungseinbrüchen im Zusammenhang mit 
der Energiewende hat sich somit nicht bewahrheitet, auch 
wenn für 2012 noch keine Daten vorliegen. 

Zukünftig wird die stärkere Verbreitung von intelligenten Net-
zen und die Verfügbarkeit entsprechender Messdaten in die-
sem Zusammenhang noch mehr Transparenz schaffen können.  

abbildung 11: entwicklung des saidi in deutschland im zeitraum von 2006 bis 2012 (abb. links, Quelle: bnetza 2013) 

sowie der erfassten spannungseinbrüche < 3 Min im zeitraum 2004 bis 2011 (abb. rechts, Quelle: forum netztechnik / 

netzbetrieb im vde (fnn) 2013). 
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tabelle 3:  im netzentwicklungsplan 2012 aufgeführte Maßnahmen in der netzregion der terranets bw.

5.2 erdgasinfrastruKtur

Ähnlich wie das Stromnetz ist auch das Erdgasnetz ein Rück-
grat des Energieversorgungssystems. Während im Strombe-
reich die Diskussion um den Netzausbau und mögliche Ri-
siken für die Versorgungssicherheit schon länger sehr intensiv 
geführt wird, ist der Gasbereich und die Risiken möglicher 
Engpasssituationen erst durch den tatsächlichen Eintritt des 
Versorgungsengpasses im Februar 2012 in den Fokus gerückt. 

Ebenfalls analog zum Stromsektor enthält das Energiewirt-
schaftgesetz (EnWG) auch im Gassektor eine Verpflichtung 
für die Fernleitungsnetzbetreiber, jährlich einen gemeinsa-
men, deutschlandweiten Netzentwicklungsplan zu erarbeiten. 
Dieser Plan muss alle wirksamen Maßnahmen zur bedarfs-
gerechten Optimierung und Verstärkung sowie zum bedarfs-
gerechten Ausbau des Netzes und zur Gewährleistung der 
Versorgungssicherheit enthalten, die in den nächsten zehn 
Jahren für einen sicheren und zuverlässigen Netzbetrieb netz-
technisch erforderlich sind. Darüber hinaus enthält der Plan 
verbindliche Netzausbaumaßnahmen für die nächsten drei 
Jahre ebenso wie bis zum Jahr 2022 [33]. Im Netzentwick-
lungsplan Gas 2012 [34] sind für das Gebiet des Fernleitungs-
netzbetreibers in Baden-Württemberg, terranets bw, zwei 
Ausbaumaßnahmen vorgesehen (Tabelle 3). Der Neubau der 
Verdichterstation Amerdingen sowie der Bau der sog. Nord-
schwarzwaldleitung. Für letztere läuft aktuell das Planfeststel-
lungsverfahren. Die Inbetriebnahme ist für 2017 vorgesehen.

Der Netzentwicklungsplan Gas 2013 befindet sich aktuell 
noch in der Bearbeitung und kann daher erst im nächsten 
Monitoring-Bericht berücksichtigt werden.
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5.3 wärMenetze als baustein der energiewende

Ein weiteres wichtiges Element der Wärmeversorgung, das zu-
künftig im Rahmen der Energiewende im Wärmesektor noch 
deutlich an Bedeutung gewinnen wird, sind Wärmenetze. Die 
Dokumentation der vorhandenen Infrastruktur ist in diesem 
Bereich jedoch deutlich schlechter. Lediglich zum Absatz von 
Fernwärme liegen bundeslandspezifische Daten vor, die durch 
das Statistische Landesamt erhoben werden. Der Bereich der de-
zentralen Nahwärmenetze wird bislang statistisch nicht erfasst, 
weshalb Aussagen zum Gesamtbestand der Wärmenetze in Ba-
den-Württemberg zurzeit nicht getroffen werden können. Eine 
Verbesserung der Dokumentation im Rahmen des Monitorings 
zur Energiewende wird jedoch angestrebt. 

Da der Ausbau von Wärmenetzen nicht zuletzt aus Klima-
schutzgründen erklärtes politisches Ziel ist, wird der Neubau 
seit einigen Jahren durch die Bereitstellung von Fördergeldern 
im Rahmen des Marktanreizprogramms (MAP) der Kreditanstalt 
für Wiederaufbau (KfW) sowie des KWK-Programms des BAFA 
unterstützt. Auf Basis der im Rahmen der Förderanträge erfass-
ten Daten ist zumindest die Zubauentwicklung der vergangenen 
vier Jahre für Baden-Württemberg abschätzbar (Tabelle 4).

Seit 2009 wurden rund 530 Trassenkilometer Wärmenetze in 
Baden-Württemberg neu gebaut. Eine gewisse Ausbaudynamik 
ist somit durchaus erkennbar. Für das MAP liegen für 2012 noch 
keine Daten vor; es kann jedoch davon ausgegangen werden, 
dass sich die Entwicklung der EE-Wärmenetze im Jahr 2012 
auf dem Niveau der Vorjahre bewegte. Der Hauptgrund für die 
fehlende Nachfrage im Jahr 2012 für das KWK-Programm des 
BAFA dürfte die Novellierung des KWKG gewesen sein, mit 
der deutliche Erhöhungen der Wärmenetzförderung umgesetzt 
wurden. Angesichts der erhöhten Fördersätze ist im Förderjahr 
2013 wieder mit einer stärkeren Nachfrage zu rechnen. Für die 
jeweils mit dem Wärmenetz transportierte Wärmemenge liegen 
bisher keine Angaben vor.

tabelle 4: geförderte trassenkilometer von wärmenetzen in 

baden-württemberg nach förderjahren [35], [36]
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6.1 entwicKlung der energiepreise/-Kosten

Neben der Versorgungssicherheit ist die wirtschaftliche Trag-
fähigkeit der Energieversorgung eine wichtige Voraussetzung 
zur langfristigen Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit des In-
dustriestandortes Baden-Württemberg. Aus diesem Grund 
beobachtet die Landesregierung auch die Entwicklung der 
Energiepreise und die daraus resultierenden Kostenbelas-
tungen für die einzelnen Verbrauchsgruppen, wenngleich auf 
Landesebene nur sehr begrenzte Eingriffsmöglichkeiten auf 
die Preise von Primärenergieträgern oder beispielsweise den 
staatlich induzierten Anteil der Strompreise bestehen. 

Seit dem Jahrtausendwechsel weisen die Preise für die energe-
tischen Rohstoffe Mineralöl, Erdgas und Kohle einen deutlich 

steigenden Trend auf, so dass in 2012 neue historische Höchst-
stände für die Einfuhrpreise in Deutschland erzielt wurden. 
Lediglich bei der Steinkohle war die Preisentwicklung leicht 
rückläufig und die Höchststände von 2008 wurden hier nicht 
erreicht. Die Entwicklung ist dabei vor allem durch die welt-
weit steigende Nachfrage nach Energierohstoffen getrieben. 
Auch die Wirtschaftskrise zeigte hier nur vorübergehend eine 
entlastende Wirkung: In den Jahren 2011 und 2012 wiesen die 
Preise erneut steile Steigerungsraten auf und übertrafen dabei 
das vor der Krise herrschende Niveau zum Teil deutlich (siehe 
Abbildung 12). 

Diese Preissteigerungen und die damit einhergehenden Kos-
tenwirkungen können nicht auf die Energiewende in Deutsch-
land zurückgeführt werden. 

Bei der Entwicklung der Strompreise spielen verschiedene 
Faktoren eine Rolle: Der an der Leipziger Strombörse ermit-
telte Großhandelsstrompreis wird beispielsweise einerseits 
durch den wachsenden Anteil erneuerbarer Energien beein-
flusst. Durch den im Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) 

implementierten Wälzungsmechanismus wird der gesamte 
nach dem EEG vergütete erneuerbare Strom durch die Über-
tragungsnetzbetreiber über die Leipziger Strombörse verkauft. 
Aufgrund der grenzkostenbasierten Preissetzungsmechanis-
men an der Strombörse hat die Vermarktung der erneuerbaren 

abbildung 12: 

entwicklung der preisindizes (jeweiliger Jahresdurchschnitt) für die einfuhr fossiler energieträger seit dem Jahr 2000 [37].
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8  Industriekunden, die nicht zum Kreis der energieintensiven Unternehmen zählen.

Energien einen börsenpreissenkenden Effekt. Die gestiegenen 
Preise für Energierohstoffe lassen tendenziell zwar eher steigen-
de Preise erwarten, momentan wirken aber die extrem niedrigen 
Preise für CO2-Zertifikate im Rahmen des europäischen Emis-
sionshandels für aus fossilen Energieträgern erzeugten Strom 
deutlich preissenkend. 

Daneben führen auch die im Gesamtsystem in der bundesweiten 
Betrachtung weiterhin vorhandenen Kraftwerksüberkapazitäten 
und die europaweit konjunkturell bedingt rückläufige Stromnach-
frage zu niedrigeren Preisen. So wies der Großhandelsstrompreis 
in 2012 insgesamt eine deutlich fallende Tendenz auf. Die Strom-
preise am Spotmarkt der Strombörse für Grundlaststrom lagen im 
Mittel bei 42,67 1/MWh und damit knapp 17 % unter dem Durch-
schnittswert des Vorjahres. Der mittlere Preis des Phelix Day Peak 
2012 betrug 48,53 1/MWh. Am Strom-Terminmarkt notierte 2012 
der durchschnittliche Preis für eine Jahreslieferung Grundlast-
Produkt im Folgejahr (Phelix-Base-Year-Future) bei 49,23 1/
MWh, was einem Rückgang von 12 % gegenüber dem Vorjahres-
wert entspricht. Im Jahresverlauf 2013 sank der durchschnittliche 
Preis dort um weitere 25 % auf rund 36,7 1/MWh. Auch für Spit-
zenlaststrom am Terminmarkt (Phelix-Peak-Year-Future) ging der 
durchschnittliche Preis um 12 % zurück und lag in 2012 bei 60,79 
1/MWh [38]. Auch hier war im Jahresverlauf 2013 ein weiterer 
Preisrückgang auf rund 50 1/MWh zu verzeichnen, der jedoch 
mit 8 % deutlich moderater ausfiel als beim Grundlast-Preis [39]. 

Von diesem Preisrückgang profitieren jedoch nicht alle Verbrau-
cher gleichermaßen, zumal der Großhandelsstrompreis nur einer 
von vielen Bestandteilen des Endkundenstrompreises der Indus-
trie- und Haushaltskunden ist. Lediglich für die stromintensive 
Industrie stellt der Börsenstrompreis den wesentlichen Bestand-
teil der Stromkosten dar. Diese ist weitestgehend von den Letzt-
verbraucherabgaben befreit und kann in der Regel ihren Strom-
bedarf direkt an der Börse decken oder mittels Verträgen, die eng 
an die Entwicklungen im Großhandelsmarkt gebunden sind [1]. 
Für diese Kundengruppe bedeutet der sinkende Börsenstrom-
preis somit einen unmittelbaren Kostenvorteil.

Für Industriekunden8 blieb 2012 vor allem aufgrund des rückläu-
figen Börsenstrompreises der Endkundenpreis stabil (Abbildung 
13), stieg aber 2013 wieder deutlich. Teilweise war dies durch 
die EEG-Umlage bedingt, teilweise durch neu eingeführte oder 

ausgeweitete Umlagemechanismen wie die Offshore-Haftungs-
umlage und die Umlage nach § 19 Absatz 2 der Stromnetzent-
geltverordnung (Befreiung der energieintensiven Industrie von 
der Zahlung der Netzentgelte). 

Diese Umlagemechanismen kommen für die Haushaltsstrom-
preise vollumfänglich zum Ansatz, wie Abbildung 14 zeigt. Hinzu 
kommt für die Haushaltskunden die Mehrwertsteuer, die jeweils 
auch für die einzelnen Umlagebestandteile wie EEG-Umlage 
und KWK-Umlage zu entrichten ist. Dies führt in der Gesamt-
betrachtung zu einem Haushaltskundenstrompreis von 28,5 ct/
kWh zum Jahresbeginn 2013, was einer Steigerung um 9 % im 
Vergleich zum Vorjahr entspricht. 

Aufgrund der vielen Einflussfaktoren, die einerseits die Entwick-
lung des Großhandelsstrompreises, andererseits die Entwicklung 
der unterschiedlichen Umlagetatbestände bestimmen, ist eine 
Prognose der zukünftigen Preisentwicklung mit hohen Unsi-
cherheiten behaftet. Studien gehen jedoch zukünftig eher von 
moderaten Steigerungsraten von 1-2 % pro Jahr aus [41].

Hierin ist die am 15. Oktober 2013 bekannt gegebene Erhö-
hung der EEG-Umlage von 5,28 ct/kWh auf 6,24 ct/kWh zum 
01. Januar 2014 noch nicht enthalten. Gemäß einer Analyse des 
Öko-Instituts [42] geht mit 0,44 ct/kWh weniger als die Hälfte 
der Umlageerhöhung auf den tatsächlichen Ausbau der erneuer-
baren Energien zurück, wobei mit 0,19 ct/kWh der Ausbau der 
Offshore-Windenergie noch den stärksten Zuwachs bewirkt. Auf 
die Photovoltaik entfallen nur mehr 0,08 ct/kWh. Mit 0,36 ct/
kWh schlägt sich der gesunkene Börsenstrompreis und die re-
sultierende Steigerung der EEG-Differenzkosten besonders stark 
nieder. 0,14 ct/kWh sind auf eine erneute Ausweitung der Inan-
spruchnahme der EEG-Umlagebefreiung im Rahmen der Beson-
deren Ausgleichsregelung zurückzuführen. Dies ist jedoch wei-
testgehend einer Neuzuordnung des Bahnstroms zuzuordnen, 
der zuvor im Rahmen der Eigenverbrauchsregelung nicht in die 
Berechnung der EEG-Umlage eingeflossen ist. Der Anstieg der 
EEG-Umlage ist jedoch im Gesamtkontext zu sehen. Wird nicht 
nur der Anstieg der EEG-Umlage, sondern auch der Rückgang 
der Großhandelsstrompreise an die Verbraucher entsprechend 
weitergegeben, dürften die genannte Strompreissteigerungsrate 
von 1-2 % pro Jahr auch in den kommenden Jahren nicht über-
schritten werden [42].
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abbildung 13: entwicklung der durchschnittlichen strompreise/-bestandteile für die industrie in ct/kwh (Jahresverbrauch 

160 bis 20.000 Mwh (Mittelspannungsseitige versorgung; abnahme 100kw/1.600h bis 4.000kw/5.000h), 2013:werte zu 

Jahresbeginn) [40].

abbildung 14: entwicklung der durchschnittlichen strompreise/-bestandteile für haushalte in ct/kwh (Jahresverbrauch 

3.500 kwh, 2013: werte zu Jahresbeginn) [40].
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6.2 entwicKlung der arbeitsplätze iM

bereich der erneuerbaren energien 

Ein zentrales Element der Energiewende ist der Ausbau der 
erneuerbaren Energien. Neben den damit verbundenen direk-
ten Wirkungen im Strom- und Wärmesektor sind mit diesem 
Transformationsprozess auch indirekte Wirkungen verbunden. 
So hat der Ausbau der erneuerbaren Energien beispielsweise 
Auswirkungen auf die Beschäftigung. Im Bereich der Herstel-
lung von Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien (ein-
schl. Vorleistungen) sowie dem Betrieb des Anlagenbestandes 
(einschl. Bereitstellung von Brenn- und Kraftstoffen sowie 
Substraten) waren in Baden-Württemberg im Jahr 2012 rund 
41.000 Arbeitsplätze zu verzeichnen, die direkt oder indirekt 
den erneuerbaren Energien zuzurechnen sind. Damit hat sich 
die Bruttobeschäftigung ausgehend von rund 20.000 Arbeits-
plätzen im Jahr 2008 mehr als verdoppelt.

Im Vergleich zum Vorjahr ist jedoch ein leichter Rückgang der 
Beschäftigung um rund 4 % zu verzeichnen (Abbildung 15). 
Während insbesondere die Beschäftigung im Bereich Wind-
energie um 13 % gegenüber 2011 gewachsen ist, war im Bereich 
Photovoltaik ein Rückgang von rund 20 % zu beobachten. Der 
Rückgang im Photovoltaik-Markt spiegelt sich somit zwar in 
der Beschäftigung wider, jedoch nicht im eigentlich zu er-
wartenden Maße. Denn Baden-Württemberg ist weniger ein 

direkter Produktionsstandort von Photovoltaik-Modulen bzw. 
Zellen. In Baden-Württemberg liegt der Schwerpunkt viel-
mehr im vorgelagerten Maschinen- und Anlagenbau. Durch 
die angespannte Marktlage auf dem Photovoltaik-Weltmarkt 
herrscht jedoch Zurückhaltung bei der Investition in neue 
Produktionsanlagen, was der heimische Maschinen- und An-
lagenbau anhand deutlich gesunkener Exporte zu spüren be-
kommt.

Trotz des 2012 weiterhin verhaltenen Zubaus von Windener-
gieanlagen im Land ist die Beschäftigung in diesem Bereich 
vergleichsweise stark gewachsen. Dies ist darauf zurückzufüh-
ren, dass Baden-Württemberg auch hier vergleichsweise stark 
durch die Herstellung und den Export von Vorleistungen bzw. 
Komponenten (z.B. Hydraulik, Getriebe) profitiert. 

Eine stabile Beschäftigungsbasis stellt der Bereich der Bio-
masse dar. Dazu trägt die Tatsache bei, dass rund ein Drittel 
der Arbeitsplätze im Biomassebereich auf den Betrieb des 
Anlagenbestandes und die Bereitstellung von Brenn- und 
Kraftstoffen zurückzuführen sind. In zukünftigen Monitoring-
Berichten sollen mit Blick auf die Wirkungen der Energiewen-
de auch die Beschäftigungseffekte in anderen Bereichen wie 
im Bereich der energetischen Sanierung von Gebäuden auf-
genommen werden. Für den vorliegenden Bericht fehlte hier 
eine vergleichbare Datenbasis.  

abbildung 15: entwicklung der bruttobeschäftigung in baden-württemberg für die Jahre 2011 und 2012 [43].
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